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Als Staatsfeind verfolgt

Schwerer rein, leichter raus

Berufsverbote: Betroffener weiter im Visier des Verfassungsschutzes. Von Nick Brauns

Bund-Länder-Runde: 2G plus für Gastronomie. Gelockerte Corona-Quarantäne vereinbart

Am 28. Januar jährt sich der auf 
Bundeskanzler Willy Brandt 
(SPD) zurückgehende soge-

nannte Radikalenerlass zum 50. Mal. 
Ein Großteil der daraufhin aufgrund von 
Aktivitäten in kommunistischen und 
antifaschistischen Vereinigungen oder 
der Friedensbewegung mit Berufsver-
boten im öffentlichen Dienst belegten 
Menschen ist längst im Rentenalter. 
Ein Ende ihrer Verfolgung durch den 
Inlandsgeheimdienst bedeutet das noch 
lange nicht. Diese Erfahrung musste 
jetzt Werner Siebler machen. Der Ge-
werkschafter hatte 1984 aufgrund seiner 
Mitgliedschaft in der DKP Berufsver-
bot als Postbeamter erhalten. Erst 1991 
wurde er nach einer Entscheidung des 
Freiburger Arbeitsgerichts wieder von 
seinem früheren Dienstherren als Brief-
zusteller beschäftigt. Seitdem Siebler 
2019 in den Ruhestand getreten ist, liegt 
seine Altersrente 500 Euro unter dem 
Satz, den er bei durchgehender Beschäf-
tigung bei der Post erhalten würde.

Der Freiburger engagiert sich im 
»Bundesarbeitsausausschuss der Initia-
tive gegen Berufsverbote und für die Ver-
teidigung der demokratischen Grund-
rechte«. Für den Verfassungsschutz sind 
solche Aktivitäten offenbar ein Grund, 
den Gewerkschafter weiterhin als Staats-
feind zu führen. Das wird deutlich aus 
der Antwort des Geheimdienstes auf 
ein Auskunftsersuchen Sieblers, welche 
Informationen die Behörde über ihn 
gespeichert habe. Er habe zwar keiner-
lei Anspruch auf eine diesbezügliche 
Auskunft, heißt es in dem Schreiben, 
das Siebler vor wenigen Tagen erreich-
te, und aus dem er in einer Mitteilung 
vom Donnerstag abend zitiert. »Im Zuge 
des Ermessens« wurden ihm zumindest 
37 »Erkenntnisse« mitgeteilt, die der Ge-
heimdienst in den vergangenen 20 Jah-
ren anhand »öffentlich zugänglicher« 
Tatsachen gesammelt hat. Zugleich wird 
darauf hingewiesen, dass dem Dienst 
eine Vielzahl weiterer bis ins Jahr 1972 
zurückreichender Daten vorliegen, die 
Sieblers Verwurzelung in der »linksext-

remistischen Szene« beweisen würden.
Registriert hat der Verfassungsschutz 

etwa das gewerkschaftliche Engagement 
Sieblers, der seit fünf Jahren Vorsitzen-
der des DGB in Freiburg 
ist. Vorgeworfen wird ihm 
die Unterzeichnung einer 
Protesterklärung gegen die 
Wiederbelebung der Be-
rufsverbotspraxis im Falle 
des Heidelberger Real-
schullehrers Michael Csa-
szkóczy im Jahre 2007. Die 
Maßnahme gegen den anti-
faschistisch engagierten 
Lehrer wurde kurz darauf vom Verwal-
tungsgerichtshof Mannheim als grund-
rechtswidrig aufgehoben. Auch ein 
Aufruf zu einer Demonstration gegen 
die faschistische NPD aus dem Jahre 
2002 wird Siebler vorgehalten. In seiner 

Akte vermerkt sind ferner Auftritte auf 
Ferienlagern der linken Kinderorgani-
sation »Rote Peperoni«, die Teilnahme 
an einer Jubiläumsfeier der Vereinigung 

der Verfolgten des Nazire-
gimes – Bund der Antifa-
schisten (VVN-BdA) sowie 
die Mobilisierung zu einem 
Ostermarsch.

Gegen den Bescheid des 
Verfassungsschutzes hat 
Siebler inzwischen Wider-
spruch eingelegt. Ziel sol-
cher Überwachungsmaß-
nahmen sei die »politische 

Diffamierung der Betroffenen, die Ver-
unsicherung und Abschreckung ihres 
Umfelds und die Ächtung und Isolierung 
missliebiger linker Positionen«, erklärte 
das Sprecherteam des Bundesarbeits-
ausschusses, dem Siebler angehört, am 

Donnerstag. Anlässlich des 50. Jahres-
tages der Berufsverbote fordern die Be-
troffenen ihre politische Rehabilitierung 
sowie eine Entschädigung für die er-
littenen finanziellen Nachteile. Plänen 
der Ampelregierung zu einer faktischen 
Wiederauflage des Radikalenerlasses 
– nun unter dem Vorwand, die Unter-
wanderung des Staates durch Faschisten 
zu verhindern – erteilt der Zusammen-
schluss eine klare Absage. Der selbst 
in faschistische Netzwerke verstrickte 
Verfassungsschutz sei gar nicht in der 
Lage, etwas gegen »tatsächliche Ver-
fassungsfeinde« zu unternehmen, zeigte 
sich Siebler am Freitag im Gespräch mit 
junge Welt überzeugt. Er verwies darauf, 
dass ihm gerade sein antifaschistisches 
Engagement angelastet werde. Die Auf-
lösung des Verfassungsschutzes als Ge-
heimdienst sei überfällig, so das Fazit.

Bundesweit und inzidenzun-
abhängig wird der Zugang zu 
Kneipen, Bars, Restaurants und 

Cafés weiter eingeschränkt. Für Geimpf-
te und Genesene wird ein tagesaktuel-
ler, negativer Coronatest oder aber der 
Nachweis einer Auffrischungsimpfung 
erforderlich sein (2G plus). Darauf ha-
ben sich die Länderchefs mit Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) am Freitag 
geeinigt. Ab wann die neuen Beschrän-
kungen gelten sollen, war bis jW-Redak-
tionsschluss noch unklar. Während der 

Bund-Länder-Runde war zunächst der 
15. Januar im Gespräch.

Schon bei Bekanntwerden einer ers-
ten Beschlussvorlage schlug der Deut-
sche Hotel- und Gaststättenverband 
Alarm. Hauptgeschäftsführerin Ingrid 
Hartges sprach von einer »Katastrophe 
für Kneipen und Restaurants«. Janine 
Wissler, Kovorsitzende von Die Linke, 
befürwortete statt einer 2G-plus-Regel 
in der Gastronomie einen zweiwöchi-
gen »Lockdown« für die Branche. Es 
wäre »die sinnvollere Variante«, zwei 
Wochen lang diesen Sektor dichtzuma-
chen und Betroffene zu entschädigen, 
sagte Wissler am Freitag im ARD-»Mor-
genmagazin«. Sie forderte zudem, den 
geplanten »Pflegebonus« an alle Be-
schäftigten in der Branche auszuzahlen. 
Insgesamt brauche es eine Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen.

Doch Investitionen in den Gesund-
heitssektor mit seinem hohen Maß an 
Selbstausbeutung der Beschäftigten sind 
weiterhin nicht geplant. Statt dessen 
sind diejenigen Kontaktpersonen, die 
einen vollständigen Impfschutz durch 
die Auffrischungsimpfung vorweisen, 
künftig von der Quarantäne ausgenom-

men. »Alle anderen können nach zehn 
Tagen die Quarantäne beziehungsweise 
die Isolation verlassen, wenn denn kei-
ne Symptome mehr da sind«, erklärte 
Kanzler Scholz im Anschluss an die Be-
ratungen in Berlin. Diese Frist könne auf 
sieben Tage verkürzt werden, wenn Be-
troffene einen PCR-Test oder einen an-
erkannten, negativen Antigenschnelltest 
vorweisen. Besonders vulnerable Grup-
pe sollen nur mit einem PCR-Testergeb-
nis die Quarantäne nach sieben Tagen 
beenden können, so Scholz.

Eine Verkürzung hatte nicht nur die 
Gesundheitsministerkonferenz am Mitt-
woch empfohlen. Auch von der Kapital-
seite war dies gefordert worden. »Ein 
massiver und flächendeckender Ausfall 
von Arbeitskräften muss nicht nur in den 
viel zitierten kritischen Infrastrukturen 
vermieden werden«, hatte der Deutsche 
Mittelstandsbund am Freitag vor der 
Bund-Länder-Runde betont. Der Han-
delsverband HDE wiederum drängte 
darauf, die 2G-Regel für seine Branche 
ganz abzuschaffen.� Marc Bebenroth

Großer Waffenfund  
bei Cuxhaven
Cuxhaven. Nach dem Auffinden 
großer Mengen an Waffen wur-
de ein Mann aus der Nähe von 
Cuxhaven in Untersuchungshaft 
genommen. Bei Durchsuchun-
gen seien neben Betäubungs-
mitteln auch diverse Kurz- und 
Langwaffen, Kriegswaffen, 
Messer, Bögen, Armbrüste und 
Munition im hohen fünfstelli-
gen Bereich gefunden worden, 
teilte die Polizei in Cuxhaven 
am Freitag mit. Für den Ab-
transport mussten mehrere 
Transporter eingesetzt werden. 
Der Haftbefehl wurde bereits 
am Donnerstag auf Antrag der 
Staatsanwaltschaft Stade ver-
hängt. Auch gegen die Lebens-
gefährtin des Mannes wurden 
den Angaben zufolge Ermitt-
lungsverfahren eingeleitet, weil 
ein großer Teil der Gegenstände 
in ihrer Wohnung gefunden 
wurde. Die Polizei war auf das 
Paar aufmerksam geworden, 
weil der 61jährige seine Lebens-
gefährtin bedroht und leicht ver-
letzt hatte.�  (dpa/jW)

Nürburgring: Deubel will 
keinen neuen Prozess
Kaiserslautern/Koblenz. Der we-
gen Untreue und uneidlicher 
Falschaussage zu einer Haft-
strafe verurteilte rheinland-pfäl-
zische Exfinanzminister Ingolf 
Deubel (SPD) drängt nicht 
mehr auf einen neuen Prozess. 
Der 71jährige hat nach Angaben 
des Landgerichts Kaiserslautern 
seinen vor einem Jahr gestellten 
Wiederaufnahmeantrag zurück-
genommen. Das Landgericht 
Koblenz hatte Deubel Anfang 
2020 zu zwei Jahren und drei 
Monaten Haft verurteilt. 2009 
war die von ihm vorangetriebe-
ne Privatfinanzierung des Nür-
burgringausbaus spektakulär 
gescheitert. Dieser kostete rund 
330 Millionen Euro. Als sich 
kein Investor fand, musste das 
Land Rheinland-Pfalz einsprin-
gen. � (dpa/jW)

Großdemonstration von Betroffenen und Jugendorganisationen gegen den Radikalenerlass (Dortmund, 11.2.1978)
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Zitat des Tages

Der baden-württembergische 

Ministerpräsident Winfried 

Kretschmann (Bündnis 90/Die 

Grünen) laut einer dpa-Meldung 

vom Freitag in einem ARD-Do-

kumentarfilm über seine »links-

radikale Zeit« in den 1970er 

Jahren

Man steht auf der 
Seite der Schwachen, 
ohne das realpolitisch 

einzusortieren, zu 
überprüfen.

Ausspannen, Diskussion und Natur  
im politischen Umfeld.

Bald erscheint das Programm 2022 – seid gespannt 
und bestellt es!

Gönnt Euch schöne Tage in geschützter Umgebung.
Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!

Urlaub in Heideruh wieder möglich:  
Erholung, Natur, Begegnung.
Wir freuen uns, Euch wieder als  

Gäste begrüßen zu dürfen! 

ANZEIGE ANZEIGE

XXVII. INTERNATIONALE 
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LUXEMBURG-
KONFERENZ
HEUTE, SONNABEND,
10:30 BIS 20:00

GRATIS UND OHNE VORANMELDUNG
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